
Schriftliche Kleine Anfrage
der Abgeordneten Birgit Stöver, Silke Seif und Antje Müller-Möller (CDU)

vom 31.07.26

und Antwort des Senats

Betr.: Kahlschlag und Kommunikationsdesaster bei der Schulbegleitung – wo
bleiben drei Wochen vor dem Schuljahresbeginn die Antworten von
Rot-Grün auf die vielen offenen Fragen von Eltern, Schulen und Trä-
gern?

Einleitung für die Fragen:
Bund und Länder haben sich mit Unterzeichnung der UN-Behindertenrechts-
konvention unter anderem dazu verpflichtet, Menschen, die in ihrer Teilhabe
an Bildung beeinträchtigt sind, zu helfen. Schulbegleitungen sind eine wichtige
Unterstützung für förderbedürftige Kinder. In vielen Fällen ermöglichen sie erst
die gleichberechtigte schulische Teilhabe von behinderten oder von Behinde-
rung bedrohten Kindern. Schülerinnen und Schüler mit erheblichem Betreu-
ungs- und Unterstützungsbedarf aufgrund einer Behinderung und Schülerin-
nen und Schüler mit erheblichem Betreuungs- und Unterstützungsbedarf auf-
grund einer komplexen psychosozialen Beeinträchtigung haben Anspruch auf
eine Schulbegleitung.
Die CDU-Fraktion hatte bereits 2021 Verbesserungen für das Verfahren zur
Steuerung des Einsatzes von Schulbegleitungen gefordert. Leider erfolglos.
Insbesondere wurden damals die unzureichende Verfügbarkeit qualifizierter
Fachkräfte, unzureichende Kostensätze, fehlende Verlässlichkeit zum Schul-
jahresbeginn sowie die mangelnde Planungssicherheit für Schulen, Eltern und
Träger kritisiert. Vor dem Hintergrund der gerade laufenden Diskussion zeigt
sich, dass sich seit 2021 die Situation leider nicht verbessert hat. Sie hat sich
sogar noch weiter verschärft.
Besonders kritisch ist dabei, dass der rot-grüne Senat zwar im November 2024
ein breit besetztes „Expertenforum“ zur Weiterentwicklung der Schulbeglei-
tung eingesetzt hat. Dieser gehören Vertreterinnen und Vertreter der Schul-
und Sozialbehörde, der Eltern-, Lehrer- und Schülervertretungen, schulische
Praktikerinnen und Praktiker sowie Anbieter von Schulbegleitung an. Ziel die-
ser Kommission war und ist es, die bestehende Praxis der Schulbegleitung zu
analysieren und Vorschläge für ihre zukünftige Ausgestaltung zu erarbeiten.
Seither ist es aber ruhig um dieses Gremium geworden. Wie durch die Schrift-
liche Kleine Anfrage der CDU-Fraktion Drs. 23/4767 dann kürzlich bekannt
wurde, soll das Expertenforum zum 1. August 2026 in eine Stabsstelle und
damit komplett in die weisungsgebundene Behördenstruktur überführt werden.
Urplötzlich und ohne weitere Absprache oder vorheriger Ankündigung hat Rot-
Grün dann im Juni kurz vor den Sommerferien weitreichende Änderungen an
der Organisation und Bewilligungspraxis der Schulbegleitung vorgenommen,
die bereits zum neuen Schuljahr 2026/2027 greifen sollen. Doch statt rechtzei-
tig, umfangreich und transparent über die hastig vom Zaun gebrochenen Ver-
änderungen zu informieren, begnügt sich die Behörde für Schule, Familie und
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Berufsbildung (BSFB) sowohl bei ihrer Öffentlichkeitsarbeit als auch bei der
Beantwortung von Parlamentarischen Anfragen (siehe beispielsweise die
Schriftliche Kleine Anfragen der CDU-Fraktion Drs. 23/4767 und 23/4797) mit
einer befremdlichen Mischung aus Verschleierung und „Salamitaktik“. Nicht
ohne Grund forderten betroffene Eltern jüngst erneut „Klarheit von der Schul-
behörde“ (https://www.abendblatt.de/hamburg/politik/article412596546/schul-
begleitung-in-hamburg-eltern-fordern-mehr-klarheit-von-der-schulbeho-
erde.html, letzter Zugriff: 29.07.2026). Vollkommen offen ist nämlich beispiels-
weise weiterhin, wie die von der Schulbehörde angekündigten „Poollösungen“
mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus einem Freiwilligen Sozialen Jahr
(FSJ) den mannigfaltigen Unterstützungsbedarfen der betroffenen Kinder,
Jugendlichen und Heranwachsenden gleichzeitig gerecht werden sollen. Pas-
send dazu steht weiterhin vollkommen in den Sternen, welches Personal mit
welcher Qualifikation zum Schuljahresbeginn überhaupt zur Verfügung stehen
wird. Zudem wurden in mehreren Fällen ohne weitere Erklärung weniger Stun-
den, niedrigere Qualifikationsstufen oder andere Unterstützungsformen
gewährt. Passend dazu mauerte die Schulbehörde bisher bei den genauen
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